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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
10. Januar 197^ durch den Vorsitzenden Richter Mai und 
die Richter Wüstenberr, Zorn, Fuchs und Dr. Thumm

beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nicht­
zulassung der Revision im Urteil des 13. Zi­
vilsenats des Kammergerichts in Berlin vom 
27. April 1973 wird zurückgewiesen.

Das Beschwerdeverfahren ist gebühren- und 
auslagenfrei; die außergerichtlichen Kosten 

. trägt die Klägerin.

G r ü n d e

Der Klägerin ist ein Heilverfahren unter anderem 
wegen psychoneurotischer Reaktionen mit vegetativer Labi­
lität zuerkannt worden. Das Berufungsgericht ist davon 
ausgegangen, daß dieser Leidenskomplex auch funktionelle 
Gallenstörungen amfasse. Es könne aber nicht ohne Anhörung 
eines ärztlichen Sachverständigen für festgestellt erach­
tet werden, daß die Klägerin insonderheit seit 1950 an 
solchen Störungen leide und eine Kost benötige, die Mehr­
aufwendungen verursache. Da die Klägerin sich weigere, 
sich einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen, lasse 
sich die medizinische Notwendigkeit der Diät, die eine 
Voraussetzung des geltend gemachten Anspruchs sei, nicht 
feststellen. Im übrigen sei die Untersuchung durch den 
vom Gericht bestellten Sachverständigen für die Klägerin 
zumutbar und ihre Weigerung nicht berechtigt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die gegen die Nichtzulassung der Revision gerich­
tete Beschwerde der Klägerin ist unbegründet.

Bei der Entschei lung über den Anspruch auf Erstat­
tung von Auslagen für eine besondere Gallendiät hat das 
Berufungsgericht mit lecht darauf abgehoben, ob sich die 
Notwendigkeit einer solchen Diät feststellen läßt. Nach 
§ 9 Nr. 2 der 2. DV-EEG umfaßt das Heilverfahren unter 
anderem die notwendige Versorgung mit Arznei- und anderen 
Heilmitteln. Tn § 10 Abs. 1 der 2. DV-BEG ist bestimmt, 
der Anspruch auf ein Heilverfahren werde dadurch erfüllt, 
daß die dem Verfolgten erwachsenen notwendigen und ange­
messenen baren Auslafen erstattet würden. Entsprechendes 
ist in § 1 der Verordnung zur Durchführung des § 137 BBG 
vorgesehen. Dieser Grundsatzbestimmung unterliegt auch 
§ 3 dieser Verordnung. Die Bestimmung in § 3 Abs. 1 
Buchst, c, daß Auslagen für die vom Arzt schriftlich ver- 
ordnete besondere Kost erstattet werden, schließt nicht 
aus, daß Notwendigkeit und Angemessenheit einer solchen veroid- 
neten Kost überprüft werden (vgl. Plog/YJiedow/Beck, Kommen­
tar zum BBG, Verordnung zur Durchführung des § 137 BBG 
§ 3 Abs. 1 Buchst, a Anm. 4). Dazu wird in aller Regel 
ein ärztlicher Sachverständiger zuzuziehen sein (vgl.
BGH RzW 1973, 380 Nr. 7). Die Regelung ergibt sich un­
mittelbar aus dem Zusammenhang der gesetzlichen und der 
zur Durchführung des Gesetzes ergangenen Vorschriften; 
einer weiteren Entscheidung darüber bedarf es nicht.

Das Berufungsgericht hat sich ohne die von der Klä­
gerin verweigerte Untersuchung durch einen ärztlichen 
Sachverständigen außerstande gesehen, die Notwendigkeit 
einer besondere Aufwendungen erfordernden Kost festzu-



ptellen« Dabei handelt es sinh um die dem Richter der 
Tatsachenjnstanz obliegende Beurteilung des Sachver­
halts. § 6 Abs. 2 Satz 2 der 2. DV-BEG betrifft die 
Nachuntersuchung und greift nicht ein; ein gesetzli­
cher Grund, die Revision zuzulassen, ist auch deshalb 
nicht gegeben. Ebensowenig rechtfertigt es die Zulassung 
der Revision, daß das Berufungsgericht nach den gegebenen 
Umständen die Untersuchung durch den bestellten Sachver­
ständigen als für die Klägerin zumutbar bezeichnet hat.

Mai Wüstenberg
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